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d t Hellwagner, Kunstätter, Fauland, Teschl der Abgeor ne en 

und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktf5rderungs-

gesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 und das Sonder­

unterstützungsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom 0 ........... , mit 
dem das Arbeitsrnarktförderungsgesetz 
des Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 
und das Sonderunt.e,rstü.tZtUJ.gsgeset Z; :geän­
dert werden' . 

Artikel I 

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGEl.Nr. 31/1969, in der 

Fassung der Bunde~gesetze BGBl.Nr. 173/1973, BGB1.Nr.642/ 
1973 (Art. 11 des Sonderunterstützungsgesetzes), BGBl.Nr. 179/ 
1974, BGBl.Nr. 388/1976 und. BGB1.Nr. 546/1978 (Art. Ir) wird 
wie folgt geändert: 

1. .' Der erste Satz des § 28 Abs. 1 hat zu lauten: 

.. Beihilfen gemäß § 27 Abs.. 1 li t.e a können nach Maßgabe 
der Abs. 2 bis 5 als unverzinsliches oder verzinsliches 
Darlehen, als ZinsenzuschuB, als Zuschuß oder in Form 
der Haftungsübernahme gewährt werden, wenn nich Gebiets~ 
körperschaften oder Finanzierungs-, Kredit- oder Garantie­

einrichtungen, die für Zwecke der Verbesserung der Regional­
und Wirtschaftsstruktur öffentliche l'iIittel erhalteu, an­
gemessen an der Maßnahme bet.eilig~n~.u_: 
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2.a) Der Abs. 5 des §, 28 hat zu lauten: 

,"(5) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in Form der 
Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen eines außergewöhnlich 
dringenden arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in 
Form der Haftung als Bürge und Zahler fUr ein vom Inhaber 
des Betriebes aufgenommenes Darlehen unter den ;für Dar­
'lehen im'Sinne' des" Abs. 2 festgelegten' Vciraussetz:u,ngen 

'vom' Reservefonas ('§ ·84 Al VG) gewährt werden." 

b) Der bisherige Abs. 5 des § 28 erhält die Bezeichnung 
Abs. 6. 

,_:.,;~;:',c.",.,.-".,.,.c,'~ ,.::,!,~_~,.e,:~,t,:, ~,a.tz des, §_, 3~ ,Abs. 1 ,~a.t ,~u. ~~ut,en: ',. 
, , ~',~ , __ '.:.~,~::-" -'": ", " .,,:::)~'::;.,~':7.':':~:.~"--!:?:=;-;;~;;:~:~:~,~::~~~=.,:~;;ß':':;:-;::';-~;~~~~~~: ':.,C ,',~:r " 

L 

, "Beihilfen gemäß § 35' Abs. 1" 1i t. äüD.d'h können. unbe-
schadet der Bestimmungen des § 37 nach Maßgabe der Abs. 2 
bis 5 als unverzinsliches oder verzinsliches Darl'ehen, 
als Zins enzus chuß 1 als Zuschuß oder in Form der Haftungs­
übernahme gewährt w~rden, wenn sich Gebietskörperschaften 
oder Finanzierungs-, Kredit- oder Garantieeinrichtungen, 
di'e fti.r Zwecke der Verbesserung der Regional- und Wirt­
schaftsstruktur öffentliche Mittel erhalten, angemessen 

• 
an der Maßnahme beteiligen." 

" 

4. a } Der Abs. 5 des § 36 hat zu lauten: 

"(5) Als Haftungsübernahme kann die Beihilfe in Form der 
Ausfallsbürgschaft bzw. in Fällen 'eines außergewöhnlich 

dringenden arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses in 
Form der Haftung aJ.s Bürge und Zahler für ein vom In­

'haber des Betriebes aufgenommenes Darlehen tmter den fü::, 

D.arleheri im Sinne des, .Abs-. 2 festgelegten Yoraussetzun..,. 
gen Tom Reservefonds (§ 64 AlVG) gewährt werden." 
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'b) Der bisherige Abs. 5 des § 36 erhält die Bez~ichn'Hlg 

A'bs. 6. 

c) Im Abs.6 des § 36 ist aer Ausdruck ,,§ 28 Ahs. ~" 

durch den Ausdruck tt§ 28 Abs. 6" zu ers,etzen • 

. 5. § 45 a hat unt-er"Beibehaltung 'der Überschrift ,~ laut,en: 

,,( 1) Der Bundesminister flirsoziale Verwaltung kannJ;l~cl,l 
Anhörung des Beirates für Arbeitsmarktpolitik aufGru:p,d 

'besonderer arbeitsmarktpolitischer ~rfordernisse fUr ,b~::­

stimmte örtliche oder fachliche Bereiche ,und ftireine OE3:" 

-,"', . .,,".; 

'. stimmte Dauer durch Verordnung festlegen,dqj3 Dienstgeber 

das nach dem 0 Standort des~.Betr~~b~,s:o.zu..ständig~ Arbeitsamt 
dUrch' schriftlicheAnzeig~-':-iU verstfuldfgen:'ht1beil'~ pßv6r."". 

die den Beschäf~igtenstand 

01 ~ in Betrieben mit inder Regel wenigeOr als 100 DiE3nst­

nehniern um mindestens 5 Dienstnehmer, 

2. in Betrieben mit in der Regel mindes,ten~ 100 Diell~t­
nehmern um mindestens 5v.H. oder 

3. in Betrieben mit in der Hegel mindestens,tOOO Di,enst­
nehmern um mindestens 50 DienstnehIne.r ._ 

innerhalb 'Von vier Wochen verringern. DieVerordnUI,lghat 

vorzusehen, innerhalb welcher Frist vor Ausspruch der 

K'Ülldigung des Dienstverhältnisses das.Arbeitsamt . zu ver-

,ständigen ist und welche für die Zweckede:r:Arl;leitsvermitt­

lung notwendigen Angaben 'über die'betroffene::n ' 
, Dienstnehmer die Anzeige zu enthalten hat. Eine Durchschrift 

der Anzeige ist vom Arbeitgeber dem Betriebsrat zu über­

mitteln. Die auf Grund anderer bunde,sgesetzlicher Vor­

schriften bestehenden Verpflichtungen dieser Art für Dienst­
geber bleiben unberührt. 

L
" 
".'i 

! .. " , 
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(2) Kündigungen, die zu einer Verringerung des Beschäf­
tigtenstandes im Sinne des Abs. 1 führen, sind rechts­
unwirksam, wenn sie 

1. 'vor Einlangen de..r: im Abs.1 genannten Anzeige beim 
Arbeitsamt oder 

2. nach Einlangen der Anzeige beim Arbeitsamt innerhalb . 
der durch Verordnung gemäß Abs. 1 festgesetzten Frist 
ohne vorherige Zustimmung des Landesarbeitsamtes gemäß 

Abs. 5 'ausgesprochen werden. 

(3) Die Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung haben 
. innerhalb der Frist (Abs. 1) unverzüglich alle im 
Zusammenhang mit der beabsichti~~ll_: YE!:r~:i.~g~:r.1lPg·J~.~,~~:· .. c;. . ... 

-_····~<·_';;~·_,···;'·,;:'·':Besöhäftfgtenstande~· n:~;i;~~di-~~ri··B;;·~t~g~~~d~~h~~uf~en, 

denen insbesondere der Dienstgeber, der Betriebsrat 'und 
die. für den jeweiligen Wirtschaftszweig in Betracht 
kommenden kollektivvertragsfähigen Körperschaften der 
Dienstgeber und der Dienstnehmer beizuziehen sind. 
Außerdem sind der Verwaltungsausschuß und der bei einem 
Arbeitsamt allenfalls bestehende Vermittlungsausschuß 
von solchen Beratungen rechtzeitig zu verständigen." 

-.-. ......... 
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(4) Bei den Beratungen gemäß Abs. 3 ist von der Arbeits­
marktverwaltung auf einen weitestmöglichen Einsatz aller 
in Betracht kommenden FörderungsmaBnahmen nach diesem 
Bundesgesetz besonders Bedacht zu nehmen. 

{5-} Das Landesarbeitsamt kann nach Anhörung des Ver­
waltungsausschusses die Zustimmung zum Ausspruch der 
,Kündigung vor Ablauf der Frist (Abs.: 1) 3';; .erteilen, 
wenn hiefür wichtige unabweisliche Gründe, wie Natur­
katastrophen oder ähnliche Ereignisse von besonderer 
Tragweite, vom Dienstgeber bekanntgegeben werden. Dabei 
ist auch zu prüfen, ob dem Dienstgeber die fristgerechte 
Anzeige der beabsichtigten Kündigungen möglich oder zu­
mutbar war. 

. ... - . . .'. ~ 

.•... ( 6) . Das L8ndesarbeitsam~~li'at~:tn~den~·.Yäi:ten·c;·des:··Abs":~5::.·· 
- __ • ,-_ -. __ ••••• 0, __ ._ • __ • --, •• _ .. ___ -: •• " .-. 

den Verwaltungsausschuß unverzüglich zum ehesten Zeit­
punkt einzuberufen. Den Beratungen können erforderlichen­
falls Experten beigezogen werden. 

(7) Von der Zustimmung des Landesarbeitsamtes ist der 
Dienstgeber unverzüglich zu verständigen. 

(8) Die Abs. 2 bis 7 gelten nicht für Arbeitsverhält­
nisse der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter, 
auf die das Landarbeitsgesetz, BGB1.Nr.~40/1948, anzu­
wenden ist, sowie nicht für Arbe~tsverhältnisse zu 

Gebietskörperschaften." 
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Art i k e 1 11 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.Nr. 609, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr. 648/1977 (Art. VII 
de.s Sozial versicherungs-Änderungsge set ze s 1977), BGBl. Nr.. 380/ 

,1978 und .BGEl.Nr. 546/1978 (Art. I) wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 2 und 3 des § 64 haben zu lauten: 

"(2) Innerhalb des Reservefondsist eine zweckgebundene 
Rücklage für H~ftungsübernahmen gemäß §§ 28 Abs. 5 und 
36 Abs. 5 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes zu bilden. 
Diese Haftungsrücklage beträgt 3 v.H. der durchschnitt­
lichen jährlichen Ausgaben der Arbeitsmarktverwaltung 
in den letzten fünf Jahren (J1erechnungsgnmdlage) ... Sie. 

'oe, <bleibt bei der Abrechnung-~crer~{fe1fa.rung· d:er~'Aroei-tsma:dit':" . 
- -. -.' - - -. . - -

verwaltung im Sinne der Abs. 4 und 5 außer Betracht. 

(3) Unterschreitet die Haftungsrücklage 2 v.H. der Berech­
nungsgrundlage, so ist sie auf 3 v.H. aufzustocken. 
Überschreitet die HaftungSTÜcklage 4 v.H. der Berechnungs­
grundlage, so ist für diesen Mehrbetrag; soweit er noch 
nicht durch Haftungsübernahmen gebunden ist, die Zweck­
gebundenheit aufzuheben." 

2. a) Der bisherige Abs. 2 des § 64 erhält die Bezeichnung 
Abs. 4 und hat zu laut en: 

"(4) Die Mittel des Reservefonds sind für allfällige 
Abgänge aus der Ge barung der Arbeit smarktverwal tung in 
einem KalenCl.erjahr und für Haftungsübernahmen gemäß Abs. 2 
be st immt • ~t 

'b) Die bisherigen Abs. 3 bis 6 des § 64 erhalten die Bezeich­
nung Abs. 5 . bis 8. 
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. 3. a) Der bisherige Abs. 7 des § 64 erhält die Bezeichnung 
Abs. 9 und hat zu lauten: 

"(9) Die Mittel des Reservefonds sind gewinnbringend 
so anzulegen, daß sie jederzeit verfügbar sind." 

b) Der bisherige Abs. 8 des § 64 erhält. die Bezeichnung Abs. 10. 
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Art i k e 1 111 

t· • 

Das. Sonderunterstützungsgesetz, EGEl.Nr. 642/1973, wird wie 
folgt geändert: 

~. Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. (1) Anspruch auf Sond erunt erstützung nach die sem 
Bundesgesetz haben Personen, denen die Arbeitsmarktver~altung 
(§ AO Abs • ., des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 31/ 
1969) auch unter weitestmöglichem Einsatz von Förderungs­
maßnahmen im Sinne des §19 Abs. 1 des Arbeitsmarktförderungs­
gesetzes keine zumutbare Beschäftigung vermitteln kann 
und die 

.~""" . '.,:""'" ·1. a)· imZei tpunkt der Beene:rßung:c-~~s~.~n~ ~nl:r~Ve-r_b~1tn.is ses'-:" da s 
55. Lebensjahr, Frauen das 50. Lebensjahr, vollendet 
haben und 

b) vor dem Eintritt der Arbeitslosigkeit in einem Dienst­
verhältnis standen, das wegen Einschränkung oder Stillegung 
des Betriebes im Zusammenhang mit .... lirtschaftlicben Sch",!ie­
rigkeiten als Folge des Abschlusses der Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und den Europäischen Gemeinschaften 
oder bedeutender Veränderungen der internationalen Wett­
bewerbsverhältnisse oder einer Strukturbereinigung ge­
end~t hat und der Betrieb zu einem Wirtschaftszweig ge­
hört, hinsichtlich dessen eine Feststellung gemäß Abs. 3 
vorliegt, oder 

.2. a) im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses 
oder "'Jährend des Bezuges von Arbei tsl osengeld oder 
Notstandshilfe das 59. Lebensjahr, Frauen das 54. Lebens­
jahr, vollendet haben und 

b)" in den letzten 20 Jahren vor Geltendmachung des Ansprucher; 
mindestens 180 Monate arbeitslosenversicherungspflichtig 
beschäftigt waren. 
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Weiters ist Voraussetzung, daß die Personen arbeitsfähig, 
arbeitswillig und arbeitslos sind und an dem der Beendigung 
des Dienstverhältnisses folgenden Monatsersten (Stichtag) 
mindestens 130 anrechenbare Versicherungsmonate in der Pensions­
versicherung, davon innerhalP der letzten 36 Kalendermonate 
mindestens 24 Versicherungsmonate, nachweisen; hiebei sind 

·Versicherungsmonate nach dem Gewerblichen Sozialversicherungs­
gesetz, BGBl.Nr. 560/1978, bzw. dem Bauern-Sozialversicherungs­
gesetz, BGBl.Nr. 559/1978, wie Versicherungsmonate nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl.Nr .. 189/1955, 
zu zählen .... 

2. a) Nach der Überschrift "Ausmaß der Sonderunterstützung" ist 
_vor dem § 5 Abs. 1 folgende Zwischenüberschrift einzufügen: 

"..' .. . - ... _~:.."~:-.~-' .. ..:':':"-.:~.:";-''':'-:'''~-;,:.;.~~-~ .... ~--._ ... :_-,;.---. '~., -.",- -:.. .... -~ .... -- .. - -' .::. 
"'~". :-'':""';" ~ .. '.~-"--:""''- .~., ..... : : .. ~ ::-:-.. .:~ .. ,. -, ... _ .. ...:~~=..:"":::.~~'~::.:=::::"..:.:.::.:::-~=-.:..::_----=..:~~-~::--~~--- --~--:'~-:::'-:";':-~-~."':_--~'~~<;~" .~ 

. "Ausmaß der Sonderunterstützung für den?ersone-:iik.i-eis;-:·~~ 

gemäß § 1 Abs. 1 Z.. 1" . 

b) Dem § 5 Abs. 6 sind die Abs. 7 bis 10 mit folgender Zwischen­

überschrift anzufügen: 

"Ausmaß der Sonderunterstützung für den Personenkreis 

gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2" 

(7) Für die Bemessung der Sonderunterstützung Iinden 
die Bestimmungen der §§ 20 und 21 des Arbeitslosenversiche­

rungsgesetzes 1977 (Al7G), BGBl.Nr. 609, sinngemäß Anwen­
dung. Biezu gebührt ein Zuschlag in der Höhe von 25 v.R. 
des Grundbetrages im Sinne des § 21 Abs. 3 AlVG. Hinsicht­
lich des Anspruches auf Familienbeihilfe ist der Bezug 
der Sonderunterstützung dem Bezug einer Geldleistung aus 
der Arbeitslosenversicherung gleichzuhalten • 

. _,~ 

_L 
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(8) Die nach Abs. 7 bemessene SonderunterstüUung 

darf das Ausmaß der Invalidi-+ .~~. l -tätspension, der Berufsunfähigkeitspension bzv;. der Erwerbs-
unfähigkeitspension einschließlich allfälliger Kinderzuschüsse 
nach den bezüglichen Bestimmungen des Allgemeinen Sozial- . 
versicherungsgesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungs-

'gesetzes bzw. des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes, ffitf 
, 

die der Arbeitslose an dem den Tag der )ntragstellung auf 

1 

Sonderunterstützung folgenden Monatsersten (Stichtag)Anspruch ge~ 
habt hätte, wenn dauernde Invalidität bzw. Berufsunfähigkeit 
bzw. Erwerbsunfähigkeit vorgelegen wäre, nicht überschrei.ten. 
Hiebei ist anzunehmen, daß der Versicherungsfall der gemin­
derten Arbeitsfähigkeit bzw. der dauernden Erwerbsunfähigkeit 
·mi t . 'der Antragst ellung aur ·Söiidßr.lint~rst'ützurig.ein:getreteIi:~ 

. ist. 

(9) Bestünde bei Anspruch auf eine Invaliditätspension, 
Berufsunfähigkeitspension bzw. Erwerbsunfähigkeitspension 
Anspruch auf eine Ausgleichszulage,.so ist der nach·Abs. 8 
maßgebliche Grenzbetrag mit dem Betrag festzusetzen, der 
si~~ aus' der 'Anwendung der §§ 292 big 29? des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, der §§ 149 bis 153 des Gewerbe­
lichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. der §§ 140 bis 144 
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes ergäbe. 

(10) Die nach Abs. 7 bemessene Sonderunterstützung darf 
in keinem Fall im monat 80 v.H. des der Einreihung in die 

-
Lolm-k:l.'.-asse zugrunde gelegten Entgeltes überschreiten. 

" 
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A r t i k e 1 IV . 

. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1 .. Ma.i 1979 ,in Kraft. 
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1. hinsichtlich Art. 11 Zo 1 (§ 64 Abs.2 UJld 3) der 
_ Bundesminister für soziale VerNaltung im Einver~ 
'nehmen mit dem Bundesminister fü.r Finanzen; 

20 hinsichtlich der übrigen Bestim.i1lUllgen der Bundes·­
minister für soziale VerNaltung. ' 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter 

Verzicht auf die erste Lesung dem Ausschuß für soziale 

Verwaltung zuzuweisen. 
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Beg r ü n .d u n g 

Der vorliegende Entwurf zielt auf die Verbesserung des 
, . 

bestehenden arbeitsmarktpolitischen InstrumentariUms 
im Hinblick auf die über längere Zeiträume hin aufge­
tretenen Erfahrungen sowie au:t den . Ausbau der Maßnahm.en, 
die im Zusammenhang mit der Inkraftsetzung des im § 45 a 

. . . .,des Arbeit sma.rkt:förderungsg?:~~~~:_~_~=~: _g~~,e. _J?-~~_~ __ !?_X:- :; 
. gesehenen , aber erst mi.t-::E:ria.SsUng~:e:t.ner:_~Vercir'dnu:ng,,~·-· ..... .~ 

wirksam werdenden Frühwarnsytems stehen. Außerdem soll ' 

der. anapruchsberech~igte'Personenkreis nach dem Sonder­
unterstiltzungsgesetz, . und zwar unabhä:D.gig davon, in 

welchem Wirtschaftszweig 'diese Personen beschäftigt waren, 
erweitert werden. 

Der Novellen.entwurf' s011 demnach im. Sinne dieser Ziel­
setzungen einerseits die im Bereich der Beihilfen 'zum 
AUSgleich kurzfristigar Beschäftigungsschwa.nktmgen sowie 

zUm'~s81eich längerfristiger BeschäftigungsBchwierig­
keiten bereits be at ehanden Möglichkeiten fUr eine arbeits­
marktpQ1itische Hil:fest~llung durch die neua Beibilfen­
form der. Ha:ft:ungsilbernahme fUr die von. Betrieben aufg~ 
llOmmenen Kredite ergiiuZen. Andererseits sind Bestimmungen 
vorge3ehen, welche die Einhaltung der anläßlich der Novelle 
vom 7. Juli 1976, BGBl.Nr. 388, im§ 45a dem Grunde nach 
geschaffenen Informationsmöglichkeiten fUr die Arbeits­
marktverwaltlUlg im Falle der Verringanmg des Beschäftig­

tenstandas durch den Dienstgaber in Batrieben ab einer 
bestimzten Anzahl von Dienst-
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nehmern sichern sollen. Die Zielsetzung der zuletzt 
erwähnten' Novelle, soziale Härten der Dienstnehmer 
durch den rechtzeitigen Einsatz der Beratungs- und 
Vermittlungsdienste sQ1.vie des arbei tsmarktpoli ti­
schen Instrumentariums der Arbeitsmarktver\'/altung 
zu vermeiden oder zu mildern, erfordert es nämlich 
auch, daß ein.e auf der Grundlage des § 45 a vorge­
sehene diesbezügliche Verordnung über die'recht­
zeitige Verständigung des Arbeitsamtes im Falle von 

'Kündigungen auch tatsächlich wirks am wird. 

ß'chl~, .. eß.lich ist durch die Erweiterung des anspruchs­
berechtigten Personenkreises nach dem Sonderunter­
stützungsgesetz eine gesetzliche Regelung für P,ersonen 

.'. ·.vorgesehen, die_.ein-:-bes:l;immte.s:-:-Lebensalter,-yol,:L_~.nde.t 

. -:" ~h~bEm', :auf dem':':i;b~:rt~~Y:*~~~~~~i~is:Eitrt~i;;~;d-~~-=-~d~~r?~."·· 
im Bezug von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe nach 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz stehen und im Hin­
blick auf ihr Lebensal~er im Falle von arbeitsmarkt­
mäßigen Schwierigkeiten im allgemeinen nur.schwer 
vermittelt werden können. 

----.,. 
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Zu den einzelna.'l1 Bestimmungen ist folgemde s. zu bemerken: 

Zu Art. I Z 0 1 bi s 4: 

Beim Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Förderungs- . 
maßnahmen im Rahmen des Ausgleichs kurzfristiger Beschäf­
tigungsschwankungen (§ 27) und längerfristiger Beschäf­
tigungsschwierigkeiten (§ 35) hat sich vielfach gezeigt, 
daß eine arbeitsmarktpolitisch wünschenswerte Lösung von 
Beschäftigungsproblemen auch in der Weise hätte erreicht 
werden können, wenn die Arbeitsmarktverwaltung für einen 
.vom Inhaber eines Betriebes aufgenommenen Kredit die Sicher­
stellung dieses Kredits in Form einer Haftungsübernahme 
gewährleistet hätte. Dies deswegen, weil die Sicherstellung 

'desKredi tsfür denBetrif?bsip.haQ§x?:~~_~:~A:g~c._det::_R~gel ___ sehr 
..": .... -', ", .. -.. ": . " .. _~ :. - ~ . . . :: .-.<.::..:-. ......:.. .. '.~ .-_<~7 .:;:.:~.:~~~:~::.~_::..::::.:-.:--.:= ::..:-_:..:..::--.::~-~:..:. ":"::':'.~.":::":_:""-:':--::'.=.::::.~.- "--.:- .. -:-- ', .. - - - ..... 

hohen Kosten verbunden ist, die gerade dann,· wenn sich .-
der Betrieb in Schwierigkeiten befindet, voraussichtlich 
kaum tragbar sein dürften und aus diesem Grunde auch einen 
mit der Kreditaufnahme gegebenenfalls verbundenen arbeits­
marktpoltischen Effekt vermindern, wenn nicht sogar ver­
hindern würde. 

Die Sicherstellung eines aufgenommenen Kredits im Wege 

der Ha~tungsübernahm.e soll unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen und finanziellen Lage des einzelnen Be­
triebes zunächst in Form der Ausfallsbürgschaft, wenn 
damit das arbeitsmarktpolitisch erwünschte Ziel erreicht 
werden kann, und nur bei außergewöhnlich dringenden arbei.ts­
marktpolitischen Erfordernissen auch in Form der Haftung 
als Bürge und Zahler. durchgeführt werden können. Eine 
Erweiterung des Instrumentariums nach dem Arbeitsmarkt~ 
förderungsgesetz um die Haftungsübernahme, die nunmehr 

' .. ~ 
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neben den bereits vorgesehenen Beihilfen.arten des Dar­
~ehensJ des Zinsenzuschusses und des Zuschusses treten 
'soll, würde eine zweckmäßige und der aktuellen Situation 
des einzelnen Betriebsinhabers und damit der Wirtschaft 
Rechnung tragende Ergänzung der betrieblichen Förderung 
zur Erhaltung und Sicherung von Arbeitsplätzen bedeuten. 
Gerade in einer Zeit struktureller Änder1p1gen und eins etze.nder 
Anpassungsprozesse der Wirtschaft kommt Fragen der Finan­
zierung solcher erforderlicher Änderungen besondere Be­
deutung zu. 

Ein weiterer Vorteil der neu vorgesehenen Beihilfenart 
in Form der Haftungsübernahme kann auch darin erblickt 

. werden, daß die f"ur die Sicherung bzw. Übernahme der 
·Haftung benötigten Miti;e-~:wahrscheirul,ch zu.:einem .. Groß-
t~il nichtbeansprucht~"'b~·~~'::~~·~t~:t~i-::Ei;t;o;it\~·· de~Haf- ~ 

.tungsfalles und damit wesentlich später herangezogen 
werden. 

Aus der Konstruktion der Gebarung der Arbeitsmarktverwaltung 
ergibt sich, daß Mittel, die nicht für Aufwendungen inner­
halb eines Kalenderjahres laufend anfallen, vom Reserve­
fonds getragen werden t ~~e dies beispielaweise im Falle 
der Behebung außergewöhnlicher lokaler oder regionaler 
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt gemäß § 51 Abs. 6 
geschieht. In Anlehnung dar~~ soll auch für die neue 
Beihilfenart vorgesehen werden, die für die Haftungs­
übernahme notwendigen Mittel, die unter Umständen gar 
nicht unmittelbar eingesetzt bzw. ausbezahlt werden müssen, 
ebenfalls von dem mit Recblspersönlichkei t ausges·t;atteten 
Reservefonds übernehmen zu lassen (vgl. Art. 11 Z. 1). 
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Bei dem durch die neue Beihilfenart der Haftungs­

übernahme erweiterten Angebot an Beihilfenarten (§§ 28 
Abs. 1 und 36 Abs. 1) wird es - so wie schon bisher -
von der Lage des Einzelfalles abhängig sein, mit wel­
chen der zur Verfüg'U.J.J.g stehenden Beihil:fenarten der 
bestmögliche arbeitsmarktpolitische Nutzen unter gleich­
zeitiger Bedachtnahme auf einen administrativ ein­
fachen und damit raschen Wege erreicht werden karill_ . . 
Für die Beihilfengewährung sollen die für Darlehen fest­

gelegten Voraussetzungen (§ 28 Abs •. 2) gelten. Ebenso 
sollen für das Verfahren jene Bestimmungen gelten,. die 
für die bisher schon bestehenden Beihilf.enar-cen in Kraft 
stehen (§§ 34 Abs. 1 und 39 Ahs. 2). 

-~.. -. .-

. •.. _:::~.~~:;;;~:.: ::;;:~'::·t;~::~~~;-t~t~~~_~,~.·::;:2i~~;.~~;:[;~~~:~~:: :; 
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Zu Art. I Z. 5:_ 

Durch die Novelle zum Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.Nr.388/ 
1976, wurde zur Sicherung des Informationsbedarfes, den die 
Arbeitsmarktverwal tlUlg zur Erfüllung des Auftrages nach § 1 

hat, eine Verordnungsermächtigung in das Gesetz aufgenommen, 
die den Bundesminister für soziale Verwaltung in die Lage ver-' 
set.zt, je nach Bedarf und entsprechend den regionalen und fach­
lichen Notwendigkeiten für eine bestimmte Zeitspanne eine Melde­
pflicht hinsichtlich einer bevorstehe~den Freisetzung von Ar­
beitskräften festzulegen. Bestimmte Ereignisse und Entwicklungen 
auf dem Arbeitsmarkt haben den Bundesminister Iur soziale Ver­
waltung veranIaßt, von der vorgeseh.enen Ermächtigung nunmehr 
Gebrauch zu machen, und eine diesbezügliche Verordnung fUr bestimm-

'te fachliche ·B~r~i.che vorzus·ehen. I:n' beäQsichtigten 'Verordnungs-

,entwurf' ist ·eine· Meldefrist'~v.on:'Vier·Wochen-,v~r~Äus's-:Qru:chijer 
Kündigungen vorgesehe~. Für eine ~;l"~h~' V'e'r~ ... _.:'. 
ordnung war auch der Umstand von Bedeutung, daß sich die Er­
wartungen, die Dienstgeber würden auch ohne Erlassung einer Ver­
ordnung von sich aus der Arbeitsmarktverwaltung arbeitsmarkt­
politisch wirksame Kündigungen größeren Ausmaßes anzeigen, nicht 

immer erfüllten. 

Die zuletzt dargestellten Umstände sprechen dafür, die bersits 
vorgesehenen Meldepflichten durch ähniiche Sanktionsvorschriften' 
abzusichern wie sie für den Bereich der Europäischen Gemein­
schaften durch eine Richtlinie des Rates der Europäischen Ge­
meinsc'haften vom 17. Februar .1975 .. zurAngleichung.der Rechts-

, . --
vorschriften der Mitgliedsstaaten über Massenentlassungen schon 
seit längerer Zeit vorgesehen sind. Nach dieser Richtlinie wer­
den die der zuständigen Behörde anzuzeigenden beabsichtigten 
Massenentlassungen erst nach Verstreichen einer bestimmten Frist 
nach Eingang der dieser Behörde zu erstattenden Anzeige wirksacro 
'Hi.ngege~ $ieht, der qesetzeseD:~Wu:rf, die"'Rechts- ~ .. , 
unwirksamkeit vorzeitig (vgl. weiter unten die Ausführungen zu 
§ 45a Abs. 2) ausgesprochener Kündigungen vor. 
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Die durch den Gesetzesentwurf vorgesehene Sanktion tritt neben 
die nach anderen gesetzlichen Vorschriften bereits bestehenden 
Rechtsfolgen einer Unterlassung von ffleldepflichten, wie z.B. 
nach § 105 Abs. 2 des Arbeit'sverfassungsgesetzes, BGB1.Nr. 22/ 
1974, § 8 Abs. 2 des Invalideneinstellu...'"1.gsgasetzes 1969, BGBl.Nr. 
22/1970, und § 26 Abs. 2 im Zusammenhang mit §. 28 Abs. 3'des Aus­

länderbeschäftigungsgesetzes, EGBI.Nr. 218/1975. 

Der Gesetzesentwurf sieht in Ergänzung der Bestimmungen des 
bestehenden § 45 a die nachstehenden Regelungen vor~ 

Abs. 1 ~tspricht im wesentlichen dem bisherigen Inhalt des 
§ '45 a, es wurden jedoch auch Betriebe mit unter 100 Dienst­
nehmern der Verständigungspflicht unterstellt, sofern sie 
ihren Beschäftigtenstand um mindestens 5 Dienstnehmer ver­
ringern, da schon die bestehende Regelung im Falle eines Be­
triebes mit 100 Dienstnehmern bei einer solchen Verringerung 
die Anzeige vorsah. Das dieser Regelung zugrunde liegende 
Motiv der arbeitsmarktpolitischenBedeutsamkeit eine~ derar-:­
~tigen Freisetzung, gemessen fu:-a15sömteif~t'alilelr;:-~trif'r'f:::ä:uch- .... 

_ .".' _'_'· ___ "'''' __ ''''~ ____ '_T~'_'' '""._.". __ ._,_ ._. _ .... -4-

..... -.-- '._._-. 

~Ur kleinere Betriebe zu. 

Um Unklarheiten bezüglich des Inhaltes der vorgesehenen Ver­
ständigung zu vermeiden, wird in der Verordntu~gsermächtigung 
nunmehr ausdrücklich vorgesehen, daß die Verständigung des 
Arbeitsamtes alle für die Zwecke der Arbeitsvermittlung not-

. wendigen Angaben über die betroffenen Dienstnehmer zu enthal­
ten hat. Die erforderlichen Angaben über Beruf bzw. Art der 
Verwendung, StaatsbÜTgerschaft, Geschlecht und Alter der be­
troffenen Dienstnehmer werden mit Wirksamwerden der Verständi­
gungspflicht oft noch' nicht individualisiert werden können. 
In diesem Fall werden vorerst ~~gaben über die Struktur der be­
troffenen Dienstnehmerschaft ausreichen, die später ergänzt 
werden könnten. 

. -- ._.-..... _------_. _ .. _. 

Die Verordnungs ermächtigung wurde nunmehr ~ahingehend präzisiert, 
daß die für die Verständigungspflicht vorgeschriebene einzuhal­
tende Frist vor Beendi~g des Dienstverhältnisses in der Ver­
or,dnung rückwirkend vom Ausspruch der IClindigung festzusetzen 
ist.:Dies geschah deshalb, weil arbeitsmarktpolitisch nur eine 
Fr:is-Ii setzung sinnvoll sein kann, die noch Raum für allfällige 
arbeitsmarktpolitische Lösungen läßt, die zu einem Weiterbestand 
des Dienstverhältnisses ruhren können. Dies ist aber nur vor 
der nicht. zurücknehmbaren Kündigung möglich .. 
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Werden die Kündigungen vor Verständigung des zuständigen 
Arbeitsamtes oder ohne vorher eingeholte Zustimmung des Landes­
arbeitsamtes vor Ablauf der durch Verordnung nach Abs. 1 fest­
gesetzten Frist ab Verständigung des in Betracht kommenden 
Arbeitsamtes ausgesprochen, sollen sie rechtsunwirksam, d.h ... 
nichtig (Abs. 2), sein. Diese Nichtigkeit bedarf keiner ge­
sonderten Geltendmachung. Der rechtsunwirksam gekündigte Dienst­
nehmer kann vielmehr beim Arbeitsgericht seine aus dem auf­
rechten Arbeitsverhältnis sich ergebenden Ansprüche geltend 
machen v Erst nach Ablauf der Frist bzw. nach Zustimmung des 
Landesarbeitsamtes kann der Ausspruch der K"tindigung re9htswirk­
sam erfolgen. Aus allgemeinen arbeitsrechtlichen Grundsätzen 
ergibt sich, daß auch durch eine ungerechtfertigte Entlassung 
das Arbeitsverhältnis nicht gelöst wird, wenn die Entlassungs­
erklärung während jenes.Zeitraume~:erfolgt, in dem eine Ktin­

di~ nicht rechtswirksam ausgesprochen werden kann. Dies be­
darf aber"keiner ausdrücklichen· gesetzlichen Regelung •. 

. Wenn der Dienstgeber Entlas~~~~'~;rdfu~~~ri"~l~dI~iith::~~:~::-~~f. -

Umgehung der sich aus § 45 a ergebenden Verpflichtungen an 

Stelle·'>der Rlindigungserklärung setzt, sind solche Handlungen 
als Umgehungshandlungen anzusehen und ziehen schon nach allge­
meinen zivilrechtlichen Grundsätzen die im § 45 a vorgesehenen 
Konsequenzen nach sich. Im übrigen soll der Ausspruch von Ent­
lassungen nicht erfaßt werden, weil es IUr den Dienstgeber 
.nicht vorhersehbar ist, ob der Dienstnehmer in Zukunft einen 
Entlassungsgrund setzen wird. Außerdem hat der Dienstgeber 
die Entlassung unverzüglich auszusprechen, weshalb ihm die Ein­

haltung einer einmonatigen Abw~~frist nicht zugemutet werden 
kann.. 

.._ •••• - ....... _. ____ •••••• AO., •• _ ...... _ •• " __ .,,,_, 

Nach Aba. 3 sollen die Dienststellen der Arbei tsmarktvernal tung 

aU~erUnd der ihnen ~~ Wege der Anzeige zugekommenen Informa-
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tion innerhalb der vorgesehenen Frist bis· zum Aus­
spruch der Kündigung unverzüglich mit allen von in 
der Angelegenheit berührten Fe~sonen und Ein­
richtungen Kontakt aufnehmen sowie die erforderlichen 

. Beratungen durchführen, um die aus der beabsichtigten 
Kündigung für den einzelnen Dienstnehmer resultierenden 
Nachteile hinsichtlich seiner Beschäftigungssituation 
möglichst hintanzuhalten. Erfahrungen in Einzelfällen 
haben nämlich gezeigt, daß derartige· rechtze'i tige Kon­
takte bzw. Beratungen auf breiter Basis vielfach ge­
eignet waren, Kündigungen überhaupt zu vermeiden oder 
zumindest hinauszuschiebenbzw. wenn die Kündigung un­
vermeidbar war, durch rechtzeitige arbeitsmarktpo­
litische Maßnahmen zu einer individuellen Lösung der 
Beschäftigungssituation des Einzelnen wei~stgehend 
beizutragen. Es ist schon an dieser Stelle ergänzend 

'-,;",darauf . hinzuweisen, daßcV.or,al.1_eIIL;..d~ch die· im Art. 111 
"'"df~s ~'s' . G~ s e t~ es en t"l~ri~':~:;g~g.~~·J5:~h~B:~]~ir~~~t~~~~~~~:r~e:~~-.:' '-1 

unterstützende Maßnahme gerade für jene Personen ge­
schaffen werden soll, die erfahrungsgemäß bei Auf­
treten von Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt in 
erster Linie von einer Kündigung betroffen werden und 
bei denen trotz des Einsatzes aller arbeitsmarktpoliti­
scher Maßnahmen eine Lösung des Beschäftigungsproblems 
nicht erreichbar erscheint. 

Der im Abs. 4 enthaltene Auftrag an die Arbeitsmarktver­
waltung soll sicherstellen, daß für den von einer Kün­
digungbetroffenen Dienstnehmer auf breitester Basis die 
arbeitsmarktpolitischen Förderungsmaßnahmen ausgeschöpft 
werden. 

Das Landesarbeitsamt kann gemäß Abs. 5 nach Anhörung des 
Verwaltungsausschusses die Zustimmung zu einem vorzeitigen 
Ausspruch der Kündigungen. erteilen, wenn hiefür wichtige 
unabweisliche Gründe vorliegen. 

,.1 

Der Entwurf führt Naturkatastrophen oder ähnliche Ereignisse 
beispielhaft als solche unabweisliche Gründe an. Als Natur­
katastrophen bzw. Katastrophen vergleichbarer Tragweite wercen 
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Elementarereignisse anzusehen sein, die eine empfindliche 
störung des Wirtschaftsablaufes des Betriebes verursachen. 
Dazu gehören Hochwasser, Lawinen, Schneedruck, Erdrutsch, 
Bergsturz, Orkan, Erdbeben und deren Folgen. Auch Feuerschäden 
größeren Ausmaßes werden berücksichtigt werden können. Ein . 
unabweislicher Grund für eine Verringerung des Beschäftigten-
standes wird jedoch nur dann vorliegen, wenn die Arbeitsplätze 
der betroffenen Arbeitskräfte tatsächlich gefährdet sind und 
für diese Arbeitsplätze keine anderen Verwendungsmöglichkeiten 
vorliegen. 

Bei der Prüfung, ob ein wichtiger unabweislicher Grund zum 
Ausspruch der Ktindigung vor dem Fristablauf vorliegt, ist 
auch zu berücksichtigen, ob dem Dienstgeber die fristgerechte 
Meldung der beabsichtigten Kündigungen überhaupt möglich oder 

" . 
":zumutbar war. 

• 

Abs. 6 son sicherstellen, daß in den Fällen des Abs. 5 die 
Entsc"heidung des Landesarbeitsamtes im Interesse der betroffenen 
Dienstgeber zum ehestmöglichen Zeitpunkt erfolgen kann. Er­
forderlichenfalls wird eine außerordentliche Sitzung des Ver­
w~tungsausschusses einberufen werden müssen. Als Experten, 

" " 

die den Beratungen des Verwaltungsausschusses beigezogen werden 
können, werden vor allem auch der betroffene Dienstgeber selbst 
als auch der Betriebsrat und sonstige Personen, die für die Be­
urteilung der Wirtschaftslage des Betriebes und der Interessen­
lage des einzelnen Dienstnehmers relevante Auskünfte geben 
können, in Frage kommen. 

l 
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Zu Art. I I Z • 1: 

Durch die Schaffung der neuen Beihilfenart "HaftungSüber­
nahme" (vgl. Ar~ .. I Z.1 bis 4) ist es er.forderlich, sicher-

. zustellen, daß im Fintrittsfalle die erforderlichen 
Mittel bereitstehen. Da der Reservefonds über keine re­
gelmäßigen laufenden Einnahmen v:erfügt, kann di e ßicher­
~tellung der Mittel nur in Form einer zweckgebundenen 
Rücklage erfolgen. Diese Rücklage kann, wenn die Sicher­
stellung der Haftung gewährleistet sein soll, für di~ 
laufenden Aufwendungen der Arbeitsmarktverwaltung nicht 
mehr herangezogen werden und muß daher bei der Abrech­
nung der laufenien Gebarung der Arbeitsmarktverwaltung 
außer Betracht bleiben. Dadurch tritt jedoch keine Ände-

..... _. --~:::~:rimg . i.Xl der.ZweckYädmunK. de:r" Mi.it~:tJl~~_Re~~~.Y~:f.oD-_o.§. d~m 
.. " •..•. _ • - ~_. ;,,---":.7 = ... ". :-..::;..-,--.. -'~ _'_~-:"",-::::~' .• -,=",="':;-:-::.~;;-:~~-~~~.~'';:'~'-_--:--.-___ '.-=.-•• -; __ - : . . 

Grunde nach ein, weil auch die Haftung sübernahm e .durch 
den Reservefonds eine Beihilfenart nach dem Arbeits­
marktförderungsgesetz darstellt. 

Bei der Festlegung der Höhe der Haftungsübernahme wird 
davon ausgegangen, daß für diese neue Beihilfenartnicht 
wesentlich mehr als die Hälfte jenes Betrages jährlich 
erforderlich sein dürfte, der durchschnittlich für Dar­
lehen der Arbeitsmarktverwaltung aufgewendet wird • 

. Um die neue Beihilfenart in ein adäquates Ausmaß zu dem 
laufenden Aufwand der Arbeitsmarktverwaltung zu bringen, 
wurde di e für Haftungsübernahmen zu bildende Rücklage in 
Beziehung zum durchschnittlichen Aufwand der Arbeits­
marktverwaltung in den letzten fünf Jahren gebracht. 
Unter Berücksichtigung des geschätzten jährlichen Auf­
wandes für Haftungsübernahmen, der Sicherstellung der 
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gegebenenfalls ~" auftretenden Zinsenbelastung und der 
im Gesetzesent~urf in Anlehnung an die für Darlehen 
geltenden Vorau$setzungen vorgesehenen möglichen Lauf­
zeit von höchstens zehn Jahren für zu besichernde Dar­
lehen soll die Rücklage mit 3 v.H. der angeführten" 
Berechnungsgrundlage festgelegt werden. Aufgrund des 

• 
durchschnittlichen Aufwandes der Arbeitsmarktverwaltung 
in den letzten fünf Jahren würde somit die Rücklage 
von 3.v.H. einen Betrag von rd~ 111.6 Mio Sergeben." 

Durch die an eine variable Berechnungsgrundlage orien­

tierte Höhe der Haftungsrucklage soll im Hinblick auf 

-. 

die langfristige Wirkung dieser Beihilfenart eine Unter-bzw. 
Obergrenze" festgesetzt -werden, -dami t""vermi~cien wird;" daß 

"_einerseits die Wirksamkei~; clieser;~-Bailiilfenart~nicht":-:..-;"~". 
~.. ., . _ .... :..:.-:..~_.:-_.~"".-.,,:_-:-:-.;;- :-..!- '_. ,- .... " .: - - : 

mehr· gegeben ist und ander"ersEdts ~'iceirie Bindung "unnötrg--
hoher Mittel erfolgte Durch die Schwankungsbreite von 
je 1 v. H. nach hinauf und hinunter soll sichergestellt 

.werden, daß Änderungen der derzeit durchschnittlichen 
Ausgaben der Arbeitsmarktverwaltung um" jeweils 10 v.H. 
nach hinauf und hinunter gegenüber dem derzeitigen Aus­
gabenrahmen aufgefangen werden und dadurch die Mittel 
für die langfristig wirkende Beihilfenart der Haftungs-
übernahme relativ wenig schwanken. 

Zu Art. II Z. 2: 

Die neue Beihilfenart bewirkt eine Erweiterung der bis­
her nur zur Deckung allfälliger Abgänge aus der Gebarung 
der Arbeitsmarktverwaltung vorgesehenen Zweckbestimmung 
der Mittel des Reservefonds. 

Zu Art. II Z. 3:. 

Die Einschrfu11cung de! jederzeitigen Verfügbarkeit nur für Ab­
gangsdeckung ist im Hinblick auf die Einführung der neuen Bei­
hilfenart nicht mehr zutreffend und soll durch eine allgemeine 
Formulierung ersetzt werden. 

i 
. r 

! 
i 
I 

I 
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Zu Art. III Z. 1: 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben vielfach ge­
zeigt, daß.I1ienstnehmern im Falle ihrer Freisetzung 
auf dem Arbeitsmarkt vor allem dann, wenn sie älter 
sind, trotz des besonderen Bemühens der Arbeitsmarkt­
verwaltung insbesondere durch einen weitestmöglichen 
Einsatz der im Rahmen des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 
zur Verfügung stehenden arbeitsmarktpolitischen f"Iaß­
nahmen n~r mehr schwer auf dem Arbeitsmarkt unterge­
bracht werden können. 

Der im Gesetzesentwurf vorgesehene Personen kreis soll 
in die Sonderunterstützung einbezogen werden unabhängig 

, 
davon, in welchem Wirtschaftszweig die be;troffenen Per-
sonen beschäftigt warene Die Erweiterung stellt somit 

...... eineun terstützende' I1aßnahme . zur:t1berbrückung. der . Zeit~ , ' .. 
bis zur Erreichung des Pen~i~n~'~;p;~~hesund damit·: -: 

eine weitere Ergänzung der schon bisher im sozialpoli­
tischen und arbeitsrechtlichen Bereich verankerten Maß­
nahmen für ältere Arbeitskräfte dar., 

In Wahrung dieser Zielsetzung soll daher für jene Fälle, 
bei denen trotz der angebotenen und auch durchgeführten' 
arbeitsmarktpolitischen Hilfen eine Lösung des Beschäft~­
gungsproblems nicht erreicht werden kann, eine allgemeine 
gesetzliche' Regelung, '\I/ie sie im vorliegenden Entwurf 
vorgesehen ist,geschaffen werden. 

Die im § 1 Abs. 1- z .. 1 : umschriebenen Personen ent­
sprechen unter Einbeziehung des letzten Satzes des Abs. 1 
dem gegenwär·tigen Geltungsbereich des Sonderunterstützungs­
gesetzes. Mit der im'§ 1 Abs. 1 Z. 2 vorgesehen~n ;~uen _ 
Regelung sollen Personen erfaßt werden, die das 59. bzw. 
54. Lebensjahr vollendet haben, innerhalb der letzten 20 
Jahre 15 Jahre arbeitslosenversicherungspflichtig be­
schäftigt \varen' und arbeitslos ge' .. 10rden sind bZ\'J. im Bezug 
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von Arbeitslosengeld .oder Notstandsbeihilfe stehen. Diese 

neue Bestimmung entspricht in etwa einer Verlängerung des 
Anspruches auf Arbeitslosengeld ven derzeit·max.·30 Wochen 

auf 52 Wochen. 

Zu Art. III Z. 2: 

Für die im § 1 Abs. 1 Z .. 2 erfaßten Personen so~l 

die Bemess~~g der Sonderunterstützung nach den bezug­
lichen Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 

(§§ 20 und 2~) erfolgen, weil die Sonderunterstützung 
für diesen Personenkreis eine Verl~,gerung des Arbeits­

lose~geldbezuges von derzeit maximal 30 Wochen auf 
52 Wochen darstellt,und die Anknüpfung an das Arbeits­

losenversicherungsges etz,. ein_e __ ~j.I1X.?~h~ __ un:q. .. ras9:h~.Ad,-: ... -; 
.... ,.. . . .. ", - ".-'':; .... _. - ,:,.;,. ~:,::.:-·-· .. :~C···""'," .. ···;"".''''~:'.' ... -;:''·::·-·:;: : .. . '::-";, •... : .. ,c. 

ministration ermöglicht. '-na . es sieh" in - solchen Fällen ~~ 

um einen übergang in die künftige Pension handelt, wäre 
die Sonde;run.terstützung für den neu einzubeziehenden Personen­
kreis, um 'im DtITchschiiitt einen Mittelwert zwischen dem 

Arbeitslosengeld und den für diesen Personenkreis zu ervmr­
tenten Pensionen zu erreichen, in der Höhe des Arbeitslosen­
geldes zuzüglich eines Zuschlages von 25 v.H~ des Grun<lbe­
trages des Arbeitslosengeldes festzusetzen. Dadurch würde 
sich eine Sonderunterstützung für diesen Personenkreis'von 
etwa 70 v.H. des vora..'1gega.."'1genen Nettoentgeltes ergeben. 

Zu Art~ IV: 

Die Zuständigkei"1; für die Vollziehung des im Entwurf 
vorliegenden Gesetzes ergibt sich aus dem Wirkungsbereich 
der Bundesministerien nach dem Bundesministerj_engesetz 

1973, BGB1.Nr. 389. 

\' . 
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Fina..."1zielle u..11d nersonelle Ausvlirkungen 

1ie mit der Einführung der neuen Beihilfenart (Art.I Z.1) 
verbundenen finanziellen Belastungen werden unter Be­
rücksichtiglli"1g der vorgesehenen maximalen Laufzeit von 
zehn Jahren und des dafür geschätzten Gesamtaufwandes 
(vgl. Erläuterungen zu Art. II Z. 1) im ersten Jahr einen 
Betrag von ca. zehn Mio.S ergeben. I:ieser Betrag soll -

,folgend der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Konstruktion -
lediglich im Reservefonds reserviert werden (Art. 11 Z. 1). 
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen kann von der ;~nahme 
ausgegangen werden, daß die im ersten Jahr zu veran­
schlagenden zehn Mio.S zu etwa zwei Drittel zusätzlich auf 
diese neue Beihilfenform und zu etwa einem Drittel anstelle 
der bisherigen GetoJährung als Darlehen anfallen \'lerden. Unter 
Zugrundelegung der weiteren Annahme', daß etwa nur bei einem ,:: 

'Drittel 'de~ Haftungsfä-ri;-::d~;;~B:i~~e;;~/~t6rids~:hgt~M-geiö-gem'.,.,::"~- '1. 
. .- - ". ":". . . - .... _. ", ." , 

werden wird, wo finanzielle' Mi tte1 unmittelbar ausbezahl t 
werden müssen, treten für den Bund durch die beabsichtigte 
Er\vei terung des Förderungsrahmens voraussichtlich keine 
zusätzlichen Kosten ein, weil dies im wesentlichen jenem 
Drittel, der durch die neue Beihilfenform zu ersetzenden 
Da~lehensfälle, die ~jedoch sofort ausbezahlt hätte werden 
müssen, entspricht. _.' -
,Unter BedachtDahme auf die voraussichtlichen durchschnittli­
sehen Kosten für' einen Bezieher von Arbeitslosengeld im 
Jahre 1979 von S 62.000,- jährlich (Grundbetrag, Familien­
zuschläge und Krankenversicherungsbeitrag) und des Zuschlages 
von 25 v.H. des Arbeitslosengeldgrundbetrages ( $ 13·100,­
jährlich inkl. Krankenversicherungsbeitrag) wäre pro' 
Sonderunterstützungsbezieher mit einem jährlichen Aufwand 
von S 75.100,- inkl. Krankenversicherungsbeitrag zu rechnen. 

"Eine Schätzung des Gesamtaufwandes der Neuregelung ist nicht 
möglich, weil nicht abzusehen ist, wieviele Personen aufgrund 

. ' 

, ' 
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der Neuregelung in den Bezug der Sonderunterstützung 
treten werden. 

Der durch den vorliegenden Gesetzesen~nlr~ gegebenen­
-falls entstehende personelle Mehraufwand kann derzeit 
nicht überblickt werden. Es wi:ed daher erst im Zuge 
der Dureh!ührung zu prü!en sein, in welchem Ausmaß 
personelle Mehrbelastungen der Organe der Arbeita- . 
marktverwaltung aui'treten und zu Folgerungen füh:re.n 
müssen. 

'" .' 
• 
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